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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Atomkernenergie und Wasserwirtschaft 

(26. Ausschuß) 

über den von den Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal), 
Bading, Margulies, Jacobi, Dr. Elbrächter, Geiger (München) 
und Genossen eingebrachten Entwurf eines Gesetzes über die 
Beschaffenheit von Wasch- und Reinigungsmitteln sowie dafür 

bestimmte Detergentien 

— Drucksache 2225 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Elbrächter 


I. Allgemeines 

Der Gesetzentwurf — Drucksache 2225 — wurde 
in der 134. Sitzung des Deutschen Bundestages vom 
7. Dezember 1960 dem Ausschuß für Atomkern- 
energie und Wasserwirtschaft federführend und 
dem Wirtschaftsausschuß zur Mitberatung überwie- 
sen. Der federführende Ausschuß hat den Gesetz- 
entwurf in seinen Sitzungen vom 15. Dezember 
1960, 9. Februar 1961 und 5. Mai 1961 beraten. Mit- 
berichterstatter im Ausschuß war Abgeordneter 
Jacobi. An der letzten Ausschußsitzung, in der auch 
ein Sachverständiger gehört wurde, nahmen Ver- 
treter des Wirtschaftsausschusses teil. Der Wirt- 
schaftsausschuß hat in seiner Gesamtheit der vom 
federführenden Ausschuß erarbeiteten Fassung des 
Entwurfs am 30. Mai 1961 zugestimmt. 

Der Gesetzentwurf trifft auf der Grundlage des 
Artikels 74 Nr. 11 GG wirtschaftsrechtliche Bestim- 
mungen über die Abbaubarkeit, d. h. also über eine 
bestimmte Beschaffenheit von Detergentien in 
Wasch- und Reinigungsmitteln. Durch die Beschrän- 
kung des In-den-Verkehr-Bringens von Wasch- und 
Reinigungsmitteln auf solche, deren Detergentien- 
gehalt den durch Rechtsverordnung (§ 2) festzule- 
genden Bedingungen entspricht, wird für die Zu- 
kunft erreicht werden, daß die mit den Wasch- und 
Reinigungsmitteln aus den Haushaltungen abflie- 
ßenden Detergentien in den Kläranlagen in mög- 
lichst hohem Maße abgebaut werden. 

Im Gegensatz zu der theoretisch vorstellbaren 
Alternative, den Verbraucher der Wasch- und Rei- 


nigungsmittel zu belangen, wenn er durch Verwen- 
dung von Detergentien Gefahrenquellen schafft, 
richtet sich der Entwurf ausschließlich an die Her- 
steller und Einführer von Wasch- und Reinigungs- 
mitteln. Die Vorschriften über die Ordnungswidrig- 
keiten wenden sich an die wirtschaftlich verant- 
wortlichen Unternehmensleiter (§§ 5 ff.). 

Der Entwurf verfolgt sein Ziel nicht nur mit aus- 
schließlich wirtschaftspolitischen Mitteln (Auflagen 
für Produktion und Import, Beschränkung des Han- 
dels), sondern enthält selbst zugleich ein eigenes 
wirtschaftspolitische Ziel. Die rasche Verbreitung 
von detergentienhaltigen Wasch- und Reinigungs- 
mitteln ist Ausdruck eines beachtlichen reinigungs- 
technischen Fortschritts. Die damit verbundenen 
Vorteile können für den Verbraucher nur dann er- 
halten werden, wenn es gelingt. Wasch- und Reini- 
gungsmittel mit einem genügend abbaufähigen 
Detergentiengehalt anzubieten. An entsprechenden 
Verfahren wird bereits mit Erfolg gearbeitet. 

Die Neufassung enthält im wesentlichen zwei Un- 
terschiede gegenüber der Drucksache 2225: 

1. In § 1 werden nicht die Detergentien als Roh- 
bzw. als Ausgangsstoff erfaßt, sondern die fer- 
tigen Wasch- und Reinigungsmittel selber müs- 
sen den Anforderungen der nach § 2 zu erlas- 
senden Verordnung entsprechen. Durch diese 
Regelung werden gleichzeitig auch importierte 
Fertigerzeugnisse erfaßt. 

2. Die in § 1 der Drucksache 2225 enthaltenen 
Fristen sind gestrichen worden. Dafür ist in § 2 
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der Neufassung der Bundesregierung als Frist 
gesetzt, daß bis zum 30. Juni 1962 die erfordere 
liehe Rechtsverordnung zu erlassen ist. Diese 
Verordnung muß dann die Umstellungsfristen für 
Hersteller und Verarbeiter von Detergentien | 
festsetzen. 

II. Die einzelnen Bestimmungen 
Zur Überschrift 

Der Ausschuß beschloß, die Überschrift zu ändern 
in „Entwurf eines Gesetzes über Detergentien in 
Wasch- und Reinigungsmitteln", um den Inhalt des 
jetzt vorliegenden Gesetzentwurfs richtig wiederzu- 
geben. I 

§ 1 ! 

Um das Ziel dieses Gesetzentwurfs klar heraus- 
zustellen, hat der Ausschuß Absatz 1 neu gefaßt. 
Zugleich ist in Absatz 1 eine Definition für den Be- 
griff „Detergens" gegeben: Detergentien im Sinne 
des Gesetzentwurfs sind alle wasch- und ober- 
flächenaktiven -Stoffe, die in Waschmitteln enthalten 
sind. Mit dieser Formulierung stellt die Vorschrift 
gleichzeitig auf die Abbaubarkeit des jeweiligen Ge- 
samtgehaltes an Detergentien in den einzelnen 
Wasch- und Reinigungsmitteln ab, da diese aus 
waschtechnischen Gründen praktisch ausnahmslos 
eine Mischung verschiedener Detergentien enthal- 
ten. In diesem Sinne ist der Begriff „Detergentien" 
auch in den weiteren Bestimmungen zu verstehen. 

Der neu eingefügte Absatz 1 a spricht das Verbot 
für Hersteller und Einführer aus, andere als solche 
Waschmittel in den Handel zu bringen, deren Deter- 
gentiengehalt nicht den nach § 2 von der Bundes- 
regierung festzusetzenden Anforderungen ent- 
spricht. 

Absatz 3 entspricht inhaltlich dem bisherigen Ab- 
satz 3 der Drucksache 2225; nur treten an Stelle der 
Detergentien selber die fertigen Waschmittelerzeug- 
nisse. 

Absatz 4 entspricht Absatz 2 der Drucksache 2225. 
Er läßt Ausnahmen für die Ausfuhr und Durchfuhr 
zu. 

Absatz 5 wurde neu eingefügt. Er betrifft den 
Interzonenhandel und entspricht der üblichen For- 
mulierung. 

§ 2 

§ 2 stellt inhaltlich das Kernstück des Gesetzes 
dar. Er ermächtigt die Bundesregierung, mit Zustim- 
mung des Bundesrates durch Rechtsverordnung 

a) die Anforderungen an die Abbaubarkeit von 
Detergentien in Wasch- und Reinigungsmitteln, 

b) das dafür erforderliche Meßverfahren j 

festzusetzen. I 

Da der Abbau von Detergentien abhängig ist von i 
den äußeren Bedingungen, z. B. Art und Zusammen- ; 


Setzung des Schmutzwassers, können vergleichbare 
Ergebnisse nur an Hand eines einheitlichen Unter- 
suchungsverfahrens ermittelt werden. Ein solches 
einwandfrei arbeitendes Verfahren liegt zur Zeit 
noch nicht vor. Der zu dieser Frage gehörte Sach- 
verständige, Professor Husmann-Essen, teilte dem 
Ausschuß mit, daß nach Auffassung des von ihm 
geleiteten Hauptausschusses Detergentien und Was- 
ser ein solches Untersuchungsverfahren spätestens 
bis zum 31. März 1962 ausgearbeitet sein werde. 

Aus diesen Gründen war es dem Ausschuß nicht 
möglich, etwa schon in -diesem Gesetzentwurf selbst 
bestimmte Anforderungen an die Abbaubarkeit von 
Detergentien festzusetzen, sondern er überließ -dies 
zweckmäßigerweise dem Verordnungsgeber. Im 
Hinblick auf die Zweckbestimmung des Gesetzes in 
§ 1 Abs. 1 sind diese in der Rechtsverordnung fest- 
zusetzenden Anforderungen nach zwei Gesichts- 
punkten auszurichten, nämlich dem Stand von Wis- 
senschaff und Technik sowohl auf dem Gebiet der 
Herstellung von Detergentien als auch auf dem Ge- 
biet der Leistungsfähigkeit von Kläranlagen. Durch 
dieses Zusammenwirken der beiden für den tatsäch- 
lichen Abbau maßgeblichen Faktoren soll eine opti- 
male Wirkung im Sinne des Zweckes des Gesetzes 
erreicht werden. 

Da mit Sicherheit erst ab Ende März 1962 mit 
einem brauchbaren Meßverfahren zur Bestimmung 
des Abbaugrades von Detergentien gerechnet wer- 
den kann, hielt es -der Ausschuß nicht für möglich, 
schon in diesem Gesetz Fristen für die Umstellung 
der Wasch- und Reinigungsmittel auf neue Deter- 
gentien festzusetzen. Vielmehr soll die Bundesregie- 
rung in der -zu erlassenden Verordnung diese Ter- 
mine bestimmen. Dagegen hielt es der Ausschuß für 
notwendig, der Bundesregierung vorzuschreiben, bis 
wann erstmalig eine nach § 2 zu erlassende Verord- 
nung ergehen muß. Der Ausschuß hielt einen Zeit- 
raum von einem Vierteljahr zwischen Vorliegen des 
Meßverfahrens (31. März 1962) und dem Erlaß der 
Verordnung (30. Juni 1962) für ausreichend. 

§ 3 

Der Ausschuß war der Meinung, daß Kontrolle 
und Auskünfte auf das unbedingt erforderliche Maß 
zu beschränken seien, und hat deshalb die einzelnen 
Absätze des § 3 neu gefaßt. Der Ausschuß hält die 
in Absatz 1 vorgesehene Probeentnahme von 
Wasch- und Reinigungsmitteln für die Uberwa- 
chungstätigkeit der zuständigen Landesbehörden für 
ausreichend, -so daß in Absatz 2 auch die Beschrän- 
kung des Grundrechts des Artikels 13 GG nur hier- 
auf abgestellt zu werden braucht. 

Zu §§ 4 ff. 

Soweit die Beschlüsse des Ausschusses zu §§ 4 ff. 
von der Fassung des Entwurfs Drucksache 2225 ab- 
weichen, stellen sie entweder eine Anpassung an 
die Änderungen der §§ 1 bis 3 dar oder sind redak- 
tioneller Art. 


Bonn, den 30. Mai 1961 

Dr. Elbräditer 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2225 — - in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 30. Mai 1961 


Der Ausschuß für Atomkernenergie 
und Wasserwirtschaft 


Dr. Dehler 

Vorsitzender 


Dr. Elbrächter 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von den Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal), Bading, 
Margulies, Jacobi, Dr. Elbrächter, Geiger (München) und 
Genossen eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über die 
Beschaffenheit von Wasch- und Reinigungsmitteln sowie dafür 

bestimmte Detergentien 

— Drucksache 2225 — 


mit den Beschlüssen des Ausschusses für Atomkern energie. und 

Wasserwirtschaft 
(26. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
über die Beschaiienheit von Wasch- imd 
Reinigungsmitteln sowie dafür bestimmte 
Detergentien 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Wer als Hersteller oder Einführer vorsätzlich 
oder fahrlässig Detergentien, die dazu bestimmt 
sind, Wasch- und Reinigungsmitteln zugesetzt zu 
werden und die nicht den nach § 2 bestimmten Min- 
destanforderungen entsprechen, nach dem 31, Okto- 
ber 1962 in den Verkehr bringt oder selbst in Ge- 
wässer einleitet oder einbringt, handelt ordnungs- 
widrig. Satz 1 gilt auch für Wasch- und Reinigungs- 
mittel, denen solche Detergentien beigefügt sind. 


(2) Absatz 1 gilt nicht für die Ausfuhr oder 
Durchfuhr der bezeichne ten Stoffe. 

(3) Absatz 1 gilt ferner nicht, wenn die Stoffe als 
Probe zu Untersuchungszwecken an einen anderen 
abgegeben werden. 

siehe Absatz 2 


Beschlüsse des 26. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
über Detergentien in Wasch- und 
Reinigungsmitteln 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

(1) Zweck dieses Gesetzes ist es, eine möglichst 
hohe Abbaubarkeit von grenzflächen- und wasch- 
aktiven Stoffen (Detergentien) in Wasch- und Reini- 
gungsmitteln zu erreidien. 


(1 a) Wasch- und Reinigungsmittel, die Deter- 
gentien enthalten, dürfen vom Hersteller oder 
Einführer nicht in den Verkehr gebracht werden, 
wenn die Abbaubarkeit der Detergentien den Anfor- 
derungen der nach § 2 zu erlassenden Rechtsverord- 
nung nicht entspricht. 

Absatz 2 entfällt hier 

siehe Absatz 4 

(3) Absatz 1 a gilt nicht, wenn Wasch- und Reini- 
gungsmittel als Probe für Untersuchungen oder Ver- 
suche an einen anderen abgegeben werden. 

(4) Absatz 1 a gilt ferner nicht für die Ausfuhr 
und die Durchfuhr von Wasch- und Reinigungsmit- 
teln. 
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Entwurf 


§ 2 

Zur Erleichterung der Anpassung an den jewei- 
ligen Stand der Technik bestimmt die Bundesregie- 
rung durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates erstmalig bis zum 31. Oktober 1961 für 
die in § 1 Abs. 1 bezeichneten Stoffe die Mindest- 
anforderungen an Abbaubarkeit oder Zerfall in 
Wasser sowie das dafür erforderliche Meßverfahren. 
Die Stoffe müssen so beschaffen sein, daß sie durch 
biologische Vorgänge in den bisher üblichen Klär- 
anlagen oder in den natürlichen Gewässern so ab- 
gebaut werden oder daß sie so zerfallen, daß auch 
unter Berücksichtigung der durch Abbau oder Zer- 
fall entstehenden IProdukte bei Einleitung der Stoffe 
in Gewässer diese nicht nachteilig verändert wer- 
den. 


§ 3 

(1) Die nach Landesrecht zuständige Behörde 
kann von dem Einführer oder Hersteller eines der 
in § 1 Abs. 1 bezeichneten Stoffe die zur Über- 
wachung notwendigen Auskünfte und die Vorlage 
der einschlägigen geschäftlichen Unterlagen verlan- 
gen sowie Prüfungen vornehmen. Zur V ornahme der 
Prüfungen können Bedienstete der Behörde und 
deren Beauftragte die Geschäftsräume der Hersteller 
oder Einführer betreten; das Grundrecht des 
Artikels 13 des Grundgesetzes wird insoweit einge- 
schränkt. 


(2) Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflichtete 
kann die Auskunft auf solche Fragen verweigern, 
deren Beantwortung ihn selbst oder einen der in 
§ 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung be- 
zeichneten Angehörigen der Gefahr strafrechtlicher 
Verfolgung oder des Verfahrens nach dem Gesetz 
über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 

(3) Die Bediensteten der nach Landesrecht zustän- 
digen Behörde oder deren Beauftragte dürfen Ge- 
heimnisse eines anderen, die ihnen bei ihrer Tätig- 
keit bekanntgeworden sind, insbesondere Geschäfts- 
oder Betriebsgeheimnisse, nicht unbefugt offen- 
baren oder verwerten, auch wenn sie nicht mehr im 
Dienst sind oder wenn ihre Tätigkeit beendet ist. 
Dies gilt auch für andere Personen, die durch dienst- 
liche Berichterstattung von den in Satz 1 bezeich- 
neten Tatsachen Kenntnis erhalten. 


Beschlüsse des 26. Ausschusses 

(5) Der Einfuhr und der Ausfuhr steht das son- 
stige Verbringen in den Geltungsbereich und aus 
dem Geltungsbereich dieses Gesetzes gleich. 

§ 2 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
die Anforderungen an die Abbaubarkeit von Deter- 
gentien in Wasch- und Reinigungsmitteln sowie das 
dafür erforderliche Meßverfahren festzusetzen. Die 
Anforderungen müssen dem Stand von Wissenschaft 
und Technik auf den Gebieten der Herstellung von 
Detergentien und der Leistungsfähigkeit von Klär- 
anlagen entsprechen. 


(2) Die Bundesregierung hat bis zum 30. Juni 
1962 erstmalig eine Rechtsverordnung nach Absatz 1 
zu erlassen. 

§ 3 

(1) Die nach Landesrecht zuständige Behörde kann 
bei Einführern oder Herstellern die zur Über- 
wachung notwendige Probe der Wasch- und Reini- 
gungsmittel entnehmen. Auf Verlangen ist ein Teil 
der Probe amtlich verschlossen und versiegelt zu- 
rückzulassen. 


(1 a) Die von der zuständigen Behörde beauftrag- 
ten Personen dürfen Räume und Grundstücke be- 
treten, soweit es ihr Auftrag erfordert. Das Grund- 
recht des Artikels 13 des Grundgesetzes auf Unver- 
letzlichkeit der Wohnung wird insoweit einge- 
schränkt. 

Absatz 2 entfällt 


(3) Die Bediensteten der nach Landesrecht zu- 
ständigen Behörde oder deren Beauftragte dürfen 
Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisse, die ihnen bei 
ihrer Tätigkeit bokanatgeworden sind, nicht unbe- 
fugt offenbaren oder verwerten, auch wenn sie nicht 
mehr im Dienst sind oder wenn ihre Tätigkeit be- 
endet ist. Dies gilt auch für andere Personen, die 
durch dienstliche Berichterstattung von den in Satz 1 
bezeichneten Tatsachen Kenntnis erhalten. 
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Entwurf 
§ 4 

(1) Wer vorsätzlich die durch § 3 Abs. 3 begrün- 
dete Verpflichtung verletzt, wird mit Gefängnis bis 
zu einem Jahr und mit Geldstrafe oder mit einer 
dieser Strafen bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einem Dritten einen Vermögens- 
vorteil zu verschaffen oder jemanden zu schädigen, 
so ist die Strafe Gefängnis bis zu zwei Jahren. Da- 
neben kann auf Geldstrafe erkannt werden. 

(3) Die Verfolgung tritt nur auf Antrag des Ver- 
letzten ein. 


§ 5 

Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig entgegen § 3 Abs. 1 und 2 die Auskunft 
nicht, unrichtig, nicht vollständig oder nicht frist- 
gemäß erteilt, die Geschäftsunterlagen nicht, nicht 
vollständig oder nicht fristgemäß vorlegt oder die 
Duldung von Prüfungen verweigert. 

siehe § 9 


siehe § 8 


§ 6 

Begeht jemand in einem Unternehmen eine durch 
§ 1 Abs. 1 oder § 5 mit Geldbuße bedrohte Hand- 
lung, so kann gegen den Inhaber oder Leiter des 
Unternehmens oder den gesetzlichen Vertreter des 
Inhabers oder ein Mitglied des zur gesetzlichen Ver- 
tretung berufenen Organs einer juristischen Person 
oder einen vertretungsberechtigten Gesellschafter 
einer Personenhandelsgesellschaft eine Geldbuße 
festgesetzt werden, wenn sie vorsätzlich oder fahr- 
lässig ihre Aufsichtspflicht verletzt haben und der 
Verstoß hierauf beruht. Die Geldbuße ist nach § 9 
zu bemessen. 


Beschlüsse des 26. Ausschusses 
§ 4 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 

verfolgt. 


§ 5 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Hersteller 
oder Einführer vorsätzlich oder fahrlässig Wasch- 
mittel oder Reinigungsmittel in den Verkehr bringtr 
die nicht den Vorschriften des § 1 entsprechen. 


( 2 ) Eine Ordnungswidrigkeit kann, wenn sie 

1. vorsätzlich begangen ist, mit einer Geld- 
buße bis zu 10 000 Deutsche Mark, 

2. fahrlässig begangen ist, mit einer Geld- 
buße bis zu 5000 Deutsche Mark 

geahndet werden. 


§ 5a 

(1) Die Bußgeldvorschrift des § 5 gilt auch 
für denjenigen, der als vertretungsberechtigtes Organ 
einer juristischen Person, als Mitglied eines solchen 
Organs oder als gesetzlicher Vertreter eines ande- 
ren handelt. Dies gilt auch dann, wenn die Rechts- 
handlung, welche die Vertretungsbefugnis begrün- 
den sollte, unwirksam ist. 

(2) Den in Absatz 1 bezeichneten Personen steht 
gleich, wer mit der Leitung oder Beaufsichtigung 
des Unternehmens oder eines Teils des Unterneh- 
mens eines anderen beauftragt oder von diesem aus- 
drücklich damit betraut ist, in eigener Verantwor- 
tung Pflichten zu erfüllen, die dieses Gesetz auf- 
erlegt. 


§ 6 

Begeht jemand in einem Unternehmen eine durch 
§ 5 Abs. 1 mit Geldbuße bedrohte Handlung, so 
kann gegen den Inhaber oder Leiter des Unterneh- 
mens oder den gesetzlichen Vertreter des Inhabers 
oder ein Mitglied des zur gesetzlichen Vertretung 
berufenen Organs einer juristischen Person oder 
einen vertretungsberechtigten Gesellschafter einer 
Personengesellschaft des Handelsrechts eine Geld- 
buße festgesetzt werden, wenn sie vorsätzlich oder 
fahrlässig ihre Aufsichtspflicht verletzt haben und 
der Verstoß hierauf beruht. Die Geldbuße ist nach 
§ 5 Abs. 2 zu bemessen. 
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Entwurf 

§ 7 

(1) Begeht jemand als Mitglied des zur gesetz- 
lichen Vertretung berufenen Organs oder als Pro- 
kurist einer juristischen Person oder als vertretungs- 
berechtigter Gesellschafter oder als Prokurist einer 
Personenhandelsgesellschaft eine Ordnungswidrig- 
keit im Sinne des § 1 Abs. 1 oder § 5, so kann auch 
gegen die juristische Person oder die Personen- 
handelsgesellschaft eine nach ^ 9 zu bemessende 
Geldbuße festgesetzt werden. 

(2) § 6 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
gilt auch für das Entgelt oder den Gewinn, den die 
juristische Person oder die Personenhandelsgesell- 
schaft für die Ordnungswidrigkeit empfangen oder 
aus ihr bezogen hat. 

§ 8 

§ 1 Ahs. 1 und § 5 gelten auch für denjenigen, 
der als Mitglied des zur gesetzlichen Vertretung 
berufenen Organs einer juristischen Person oder 
sonst als Vertreter eines anderen handelt. 

§ 9 

Eine Ordnungswidrigkeit nach § 1 Abs. 1 oder 
§ 5 kann, wenn sie 

1. vorsätzlich begangen ist, mit einer Geldbuße 
bis zu 20 000 Deutsche Mark, 

2. fahrlässig begangen ist, mit einer Geldbuße bis 
zu 10 000 Deutsche Mark 

geahndet werden. 

§ 10 

Die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten im 
Sinne dieses Gesetzes verjährt in zwei Jahren. 

§ 11 

Stoffe, auf die sich eine in ^ ? Abs. 1 bezeichnete 
Ordnungswidrigkeit bezieht, können nach den §§ ?7 
bis 26 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ein- 
gezogen werden. 


§ 12 

Dieses Gesetz gilt nach § 12 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsver- 
ordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen 
werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 

§ 13 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Beschlüsse des 26. Ausschusses 

§ 7 

(1) Begeht jemand als Mitglied des zur gesetz- 
lichen Vertretung berufenen Organs oder als Pro- 
kurist einer juristischen Person oder als vertre- 
tungsberechtigter Gesellschafter oder als Prokurist 
einer Personengesellschaft des Handelsrechts eine 
Ordnungswidrigkeit im Sinne des § 5 Abs. 1, so 
kann auch gegen die juristische Person oder die 
Personengesellschaft des Handelsrechts eine nach 
§ 5 Abs. 2 zu bemessende Geldbuße festgesetzt wer- 
den. 

(2) § 6 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
gilt auch für das Entgelt oder den Gewinn, den die 
juristische Person oder die Personengesellschaft des 
Handelsrechts für die Ordnungswidrigkeit empfan- 
gen oder aus ihr bezogen hat. 

§ 8 

entfällt 

siehe § 5 a 

§ 9 

entfällt 

siehe § 5 Abs. 2 


§ 10 

entfällt 

§ 11 

Gegenstände, auf die sich eine in § 5 Abs. 1 be- 
zeichnete Ordnungswidrigkeit bezieht, können ein- 
gezogen werden. Die §§ 18 Abs. 4 und 19 bis 26 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten gelten ent- 
sprechend. 

§ 12 

unverändert 


§ 13 

unverändert 
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